Ministerium der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen
Die Staatssekretérin

Beschlusse
des E-Justice-Rats
der 26. Sitzung des E-Justice-Rats
am 25. September 2024

in Berlin

TOP 1 — Bericht zur Digitalisierungsinitiative

Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht zur Kenntnis.

TOP 2 Landerubergreifende Strukturen

1. Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht zu den landerubergreifen-
den Strukturen zur Kenntnis und bittet um Fortfuhrung der Aktivi-

taten.

2. Der E-Justice-Rat stimmt dem Beschluss der BLK zu, den The-
menkreis ,Einsatz kognitiver Systeme in der Justiz®, kurz The-
menkreis Kl, der BLK-AG Zukunft in eine Arbeitsgruppe unter
dem Namen ,Arbeitsgruppe Kunstliche Intelligenz (AG KIl)*“ umzu-

wandeln.

TOP 3 Digitale Zusammenarbeit von Polizei und Justiz

Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht zustimmend zur Kenntnis und bit-

tet um FortflUhrung der Aktivitaten.
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TOP 4 - Standards zur Ubermittlung elektronischer (Verwaltungs- Seite 2 von 4
Akten)

Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht zustimmend zur Kenntnis und

bittet um FortflUhrung der Aktivitaten.

TOP 5 - Studie zur Machbarkeit einer bundeseinheitlichen Jus-
tizcloud

1. Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht und die beigeflugte Execut-
ive Summary zu den Ergebnissen der Untersuchung der Mach-

barkeit einer bundeseinheitlichen Justizcloud zur Kenntnis.

2. Er begrufdt das in der Untersuchung der Machbarkeit einer bun-
deseinheitlichen Justizcloud durch Bund und Lander erarbeitete
Zielbild.

3. Der E-Justice-Rat empfiehlt dem Bund-Lander-Digitalgipfel, auf
dieser Grundlage die strategische Entscheidung zur Durchfuh-
rung der Vorbereitungsphase einer bundeseinheitlichen Jus-
tizcloud unter der MalRgabe der Entsperrung von Mitteln durch
den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestag aus der Digi-
talisierungsinitiative Justiz zu treffen. Zu diesem Zwecke wird
dem Bund-Lander-Digitalgipfel die Verabschiedung der als An-
lage beigefugten gemeinsamen Erklarung empfohlen.
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TOP 6 — Verbesserung der Personalgestellung im Programm GeFa

durch die Lander

1.

Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht zur Kenntnis.

. Der E-Justice-Rat stellt fest, dass die im Bericht dargestellten

Verzogerungen im Programm GeFa, die auch durch eine nicht
ausreichende Personalgestellung der Lander verursacht werden,

unbedingt zu vermeiden sind.

Der E-Justice-Rat ist sich einig, dass von allen Verbundlandern
weitere erhebliche und substantielle Anstrengungen unternom-
men werden mussen. Die Verbundlander vereinbaren, ihre jewei-
lige Personalquote mdglichst bis spatestens 1. Marz 2025 zu er-
fullen. Um die Abordnungsbereitschaft zu erhdhen, sollen geeig-
nete MalRnahmen insbesondere im Hinblick auf die Personalent-

wicklung gepruft werden.

Das federfuhrende Land wird gebeten, zur nachsten Sitzung des
E-Justice-Rats uUber die Entwicklung der Personalgestellung seit
der letzten Sitzung zu berichten.

Auf Grundlage dieses Berichts wird der E-Justice-Rat tuber mogli-

che weitere erforderliche Mallnahmen entscheiden.

TOP 7 - Datenaustausch zwischen Finanzverwaltung und Justiz

1.

Der E-Justice-Rat nimmt den Bericht zur Kenntnis.
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2. Der E-Justice-Rat stellt fest, dass mit Blick auf die verpflichtende
EinfUhrung der elektronischen Aktenflihrung bis zum 1.1.2026 ein

medienbruchfreies Arbeiten moglichst zeitnah zu erreichen ist.

3. Der E-Justice-Rat bittet das Bundesministerium der Justiz, die
Frage des Datenaustauschs mit dem Bundesministerium der Fi-
nanzen zu erortern und darauf hinzuwirken, dass der papierhafte
Austausch von Nachrichten zwischen der Finanzverwaltung und
der Justiz und damit verbundene Scanaufwande auf Seiten der
Justiz so bald wie mdglich durch eine elektronische Ubermittlung

abgeldst wird.

TOP 8 — Berichte aus den Fachverfahrensverbiinden

a) Reduzierung der Komplexitat von zukunftigen Fachverfahren
b) Austrittsmanagement in Entwicklungs- und Pflegeverbinden
der Bestandsverfahren

1. Die Berichte aus den Fachverfahrensverbliinden werden zur

Kenntnis genommen.

2. Der E-Justice-Rat bekraftigt ausdrucklich die erforderliche strate-
gische Ausrichtung auf die zukunftigen Fachverfahren und bittet
die BLK, im Rahmen der ,Strategie fur Digitalisierung in der Justiz
2024" auf die konsequente Konvergenz der IT-Systemlandschaf-
ten und die Ermoglichung von Betriebskooperationen uber beste-
hende Entwicklungs- und Pflegeverbundgrenzen hinaus hinzuwir-
ken sowie zu prufen, ob und inwieweit Grundsatze fur ein Aus-
trittsmanagement fur Bestandsverfahren aufgestellt werden sol-

len.

Seite 4 von 4



	Beschlüsse
	des E-Justice-Rats
	der 26. Sitzung des E-Justice-Rats
	am 25. September 2024
	in Berlin

